
auf. Ich weise darauf hin, dass jeder Fragesteller bzw. jede Fragestellerin das Recht hat, bis zu zwei Zusatz-
fragen zu stellen. Zwei weitere Zusatzfragen dürfen aus der Mitte des Landtags gestellt werden, das ent-
sprechend § 91 Abs. 4 der Geschäftsordnung.

Wir beginnen mit der ersten Mündlichen Anfrage von Frau Abgeordneter Henfling in der Drucksache 7/8063.
Bitte, Frau Abgeordnete.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Vielen Dank.

Landesförderprogramme zum Abriss von Gebäuden und zum Wohnungsneubau

Den Thüringer Kommunen stehen aus Mitteln der Städtebauförderung und aus unterschiedlichen Landesför-
derprogrammen Gelder für den Abriss von Gebäuden zur Verfügung. Gleichzeitig können daraus auch Mittel
für den Wohnungsneubau abgerufen werden. Zur Erreichung der Klimaschutzziele ist es allerdings erforder-
lich, die gegenwärtige Praxis von Abriss und Neubau abzuändern und stattdessen das Bauen im Bestand
besser zu fördern. So kann graue Energie eingespart und der Ressourcenverbrauch vermindert werden.
Durch den Erhalt, die Sanierung, den Umbau und die Umnutzung von Bestandsgebäuden kann darüber hi-
naus auch ein Beitrag für den sozialen Wohnungsbau geleistet werden.

Ich frage die Landesregierung:

1. Über welche Programme wurden in den vergangenen fünf Jahren in welcher Höhe Gelder an die Thürin-
ger Kommunen für den Abriss von Gebäuden ausgezahlt?

2. Über welche Programme wurden in den vergangenen fünf Jahren in welcher Höhe Gelder an die Thürin-
ger Kommunen für den Wohnungsneubau ausgezahlt?

3. In welchen Schritten plant die Landesregierung eine Überarbeitung der Förderkulisse mit dem Ziel, die
Fördermittel für Abriss und Neubau zugunsten des Bauens im Bestand umzuwidmen?

4. Welche Maßnahmen im Hinblick auf eine Priorisierung des Bauens im Bestand hat die Landesregierung in
Bezug auf die landeseigenen Immobilien bereits ergriffen bzw. plant diese zu ergreifen?

Vielen Dank.

Vizepräsident Worm:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium für Infrastruktur, Landwirtschaft und Forsten, Frau
Staatssekretärin Prof. Dr. Schönig.

Prof. Dr. Schönig, Staatssekretärin:

Danke schön. Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Abgeordnete, die Mündliche Anfrage der Abgeord-
neten Henfling beantworte ich für die Thüringer Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Im Rahmen der Städtebauförderung wurden den Thüringer Kommunen in den Jahren 2018 bis
2022 über das Bund-Länder-Programm „Stadtumbau Ost“, Teil Rückbau, bis 2019, ab 2020 über das Bund-
Länder-Programm „Wachstum und nachhaltige Erneuerung“, Teil Rückbau, sowie über das landeseigene
Programm für die Anpassung an den demografischen Wandel im ländlichen Raum, Teil Rückbau, rund
16,4 Millionen Euro Finanzhilfen für den Rückbau von Gebäuden und Wohneinheiten zugeteilt.
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Zu Frage 2: Im Rahmen der Wohnungsbauförderung erfolgte keine Förderung von Thüringer Kommunen,
sondern ausschließlich von Wohnungsunternehmen und privaten Investoren. Im Rahmen der Wohnungs-
bauförderung im Bereich Mietwohnungsbau wurden in den vergangenen fünf Jahren folgende Fördermittel
gewährt: Nach dem Innenstadtstabilisierungsprogramm – ISSP – wurden von 2018 bis 2022 Wohnungsbau-
vorhaben mit Fördermitteln in Höhe von 229.447.600 Euro gefördert. Nach der Richtlinie Thüringer Mietwoh-
nungen erfolgte nach 2018 keine Bewilligung. Im Jahr 2018 wurden Fördermittel in Höhe von
2.000.700 Euro ausgereicht. Aufgrund der Kürze der Zeit konnten keine Zahlen für den Bereich der Eigen-
wohnraumförderung übermittelt werden.

Zu Frage 3: Eine Umwidmung der bereits genehmigten Fördermittel für Abriss und Neubau zugunsten des
Bauens im Bestand ist im Rahmen der Städtebauförderung ausgeschlossen. Oberstes Ziel der Städtebau-
förderung ist immer die Beseitigung von städtebaulichen Missständen, insbesondere zur Bewältigung des
wirtschaftlichen und demografischen Wandels in Gebieten, die von erheblichen städtebaulichen Funktions-
verlusten und Strukturveränderungen betroffen sind. Der Rückbau von nicht mehr sanierungs- und nutzungs-
fähigen bzw. dauerhaft leer stehenden Gebäuden ist aber ein wichtiges Instrument zur Erreichung des von
den Städten und Gemeinden festgelegten Sanierungsziels. Die Sanierung von ortsbildprägenden Gebäuden
und gegebenenfalls der Ersatzneubau für die Sicherung der örtlichen Versorgungsfunktionen sind ebenso
möglich und gewünscht. Diese haben Vorrang vor einem Neubau.

Zu Frage 4 – zunächst zum Wohnungsbau: Der Freistaat selbst hält außer wenigen Ausnahmen wie etwa
dem Internatsgebäude des Sportgymnasiums in Oberhof keine landeseigenen Wohngebäude im Bestand.
Die Förderung dieser fällt in den Zuständigkeitsbereich anderer Ressorts. Bezogen auf den klassischen pri-
vaten Wohnungsneubau sind keine Maßnahmen vorgesehen, doch die in Kürze in Kraft tretenden neuen
Richtlinien für die Förderung des sozialen Wohnungsbaus sehen eine Priorisierung der Förderung von
Modernisierung und Sanierung von Bestandswohnungsbau vor Neubau insbesondere in ländlichen Räumen
vor. Bei landeseigenen Liegenschaften im Übrigen erfolgt die Planung der Raumbedarfe aus den Ressorts.
Dort werden Bedarfsanalysen durchgeführt. Anhand von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen wird geprüft, ob
Sanierung oder Neubau zu favorisieren ist. Ergebnisse dieser Prüfung fließen in die mittelfristige Hochbau-
planung ein. Grundsätzlich ist es das Ziel, den Bestand an Landesliegenschaften möglichst ressourcenscho-
nend mit Blick auf Flächen und Materialienverbrauch zu gestalten. Die Sanierung und Entwicklung von Be-
standsimmobilien wird daher grundsätzlich intensiv geprüft. Vielen Dank.

Vizepräsident Worm:

Vielen Dank. Es gibt eine Nachfrage.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Zwei, um genau zu sein. Erst mal die Bitte, wenn zu 2. die Zahlen jetzt aufgrund der Kurzfristigkeit einfach
nachgeliefert werden können. Das wäre das eine. Das heißt also in Bezug auf Punkt Nummer 3, dass alle
diejenigen, die jetzt für den Rückbau bzw. Abriss von Gebäuden eine Förderung bekommen haben, das
auch vollziehen müssen?

Prof. Dr. Schönig, Staatssekretärin:

Man kann die Fördermittel nicht einfach umwidmen, das heißt, man muss gewissermaßen gegebenenfalls
die Fördermittel zurückgeben. Man kann nicht einfach etwas tun, was dem Förderzweck, mit dem das ge-
währt wurde, nicht entspricht.
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Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Aber daran anschließend: Sie haben gesagt, die Grundlage dafür sind demografische Entwicklungen. Wenn
sich jetzt beispielsweise mit dem Zuzug von Geflüchteten demografische Entwicklungen verändern, wäre es
dann nicht geboten, dass die Landesregierung noch mal drüber nachdenkt, diese Fördermittel tatsächlich
auch umzuwidmen, um eben nicht die Rückgabe der Kommunen zu erzwingen, sondern zu schauen, ob
dann nicht eher in Sanierungen investiert wird statt Rückbau und Abriss?

Prof. Dr. Schönig, Staatssekretärin:

Zunächst ist es ein Bund-Länder-Programm, das heißt, es kann sowie nicht grundsätzlich einfach so durch
das Land verändert werden. Es gibt dazu gerade seitens der Bundesregierung eine Mitteilung, mit der es
möglich wird, in Gebieten, die schon eine Städtebauförderkulisse sind, kurzfristig Maßnahmen umzuwidmen
für die Integration und die Unterbringung Geflüchteter. Wir haben die Kommunen darüber informiert, die
schon in der Städtebauförderkulisse sind, dass das getan werden kann, aber das bezieht sich jetzt nicht nur
auf die Mittel, die auf Abriss bezogen sind, sondern es geht grundsätzlich um Gebiete, die in der Städtebau-
förderkulisse sind. Da gibt es eine Möglichkeit, die auch seitens des Bundes jetzt geschaffen wurde, und das
ist an den Kommunen zu schauen, ob sie das nutzen wollen.

Vizepräsident Worm:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Es gibt noch eine weitere Nachfrage aus der Mitte des Hauses.

Abgeordneter Bilay, DIE LINKE:

Vielen Dank. Anschließend an die Nachfrage von Frau Henfling: Im Rahmen des Verwaltungsverfahrensge-
setzes wäre es auch möglich, die Vorgänge noch mal aufzugreifen. Das wären begünstigende Verwaltungs-
akte, die immer im Sinne der Antragsteller zu treffen sind. Gibt es da irgendwelche Gespräche mit dem
Bund, dass man in dieser Hinsicht vielleicht das Verfahren noch mal überprüft?

Prof. Dr. Schönig, Staatssekretärin:

Das weiß ich jetzt nicht, kann gern noch mal nachfragen. Diese Mitteilung des Bundes bezieht sich auf die-
ses Jahr und das nächste Jahr. Aber das kann ich gern noch mal nachprüfen und die Antwort nachreichen.

Vizepräsident Worm:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Die nächste Mündliche Anfrage wird durch Frau Abgeordnete Müller in
der Drucksache 7/8067 gestellt.

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:

Vielen Dank.

Fördermittelanträge der Gemeinde Dermbach für den Neubau der Fahrzeughalle des Bauhofs

Einem Medienbericht zufolge soll ein Fördermittelantrag der Gemeinde Dermbach für den Neubau der Fahr-
zeughalle des Bauhofes vom Thüringer Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen Raum abgelehnt wor-
den sein. Als Grund für die Ablehnung werden eine Verringerung der Fördermittel sowie Änderungen bei der
Fördermittelvergabe angegeben. Es wird weiterhin ausgeführt, dass die Gesamtkosten der Baumaßnahme
mit 540.000 Euro veranschlagt wurden und davon 65 Prozent gefördert werden sollten. Des Weiteren wird

74 Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 112. Sitzung - 02.06.2023


